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VerordnungVerordnung
vom 25. September 2001

über die Berufsmittelschule Liechtensteinüber die Berufsmittelschule Liechtenstein

Aufgrund von Art. 52d Abs. 3, Art. 52f Abs. 6 und Art. 102 des Schul-
gesetzes vom 15. Dezember 1971, LGBl. 1972 Nr. 71, in der Fassung des
Gesetzes vom 14. Dezember 2000, LGBl. 2001 Nr. 29, verordnet die Regie-
rung:

I. Allgemeine BestimmungenI. Allgemeine Bestimmungen

Art. 12

Zielsetzung

Die Berufsmittelschule hat die Aufgabe, Absolventinnen und Absol-
venten einer Berufsausbildung eine erweiterte Allgemeinbildung zu vermit-
teln und diese auf ein Hochschulstudium vorzubereiten. Insbesondere wird
Wert auf die Förderung umfassender Handlungskompetenzen gelegt.

Art. 2

Aufnahmevoraussetzungen

1) In die Berufsmittelschule wird aufgenommen, wer eine berufliche
Ausbildung erfolgreich abgeschlossen hat.

2) Im Ausnahmefall ist eine Aufnahme in die Berufsmittelschule auch
vor Abschluss der beruflichen Ausbildung möglich. Die Entscheidung dar-
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über trifft die Berufsmaturakommission auf der Grundlage einer Stellung-
nahme der Schulleitung.3

Art. 34

Schwerpunkte der Berufsmittelschule

Die Regierung bestimmt im Rahmen des Lehrplanes, welche Schwer-
punkte in der Berufsmittelschule angeboten werden.

Art. 4

Unterrichtsorganisation, Mindestklassengrösse

1) Der Unterricht an der Berufsmittelschule ist modular aufgebaut.

2) Ein Modul umfasst ein Fach oder mehrere Fächer.

3) Der Unterricht erfolgt in der Form des Klassenunterrichtes; zusätz-
lich können Projekttage durchgeführt werden.

4) Zur Eröffnung einer Klasse im ersten Semester bedarf es mindestens
12, für die Eröffnung eines Schwerpunktes mindestens 6 definitiver Anmel-
dungen. Werden diese Richtzahlen später unterschritten, bleibt das
Angebot bestehen. Für die Fächer im Schwerpunkt Gestalten gilt die
Höchstzahl 12.

Art. 5

Beginn und Dauer

1) Der Beginn der Berufsmittelschule richtet sich nach Art. 7a der Schul-
organisationsverordnung.5

2) Die Berufsmittelschule dauert als Teilzeitlehrgang vier Semester und
als Vollzeitlehrgang zwei Semester, wenn alle gemäss Lehrplan erforderli-
chen Module belegt werden.6

3) Werden Module einzeln belegt, verlängert sich die Dauer der Berufs-
mittelschule entsprechend.

Art. 6

Anrechnung von Studienleistungen

1) Die Schulleitung kann bereits erbrachte Studienleistungen anrechnen,
sofern diese den Anforderungen eines Modules gleichwertig sind.
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2) Eine Anrechnung von Studienleistungen ist bei Modulen im vierten
Semester nicht möglich.

Art. 7

Studiengebühren; Ausschluss bei Nichtbezahlung

1) Für den Besuch der Berufsmittelschule sind von den Studierenden für
jedes Semester Studiengebühren im Voraus zu entrichten. Die Studienge-
bühr je Semester beträgt 390 Franken. Für den Besuch von Teilangeboten
im Ausmass von 50 % eines vollen Pensums oder weniger beträgt die Studi-
engebühr 195 Franken.7

2) Bei Nichtbezahlung der Semestergebühren ist eine Aufnahme in die
Berufsmittelschule ausgeschlossen bzw. erfolgt nach fruchtloser Mahnung
der Ausschluss.

3) Bei vorzeitigem Studienabbruch erfolgt keine Rückzahlung der einbe-
zahlten Studiengebühr.

II. LehrplanII. Lehrplan

Art. 8

Gliederung

1) Der Lehrplan umfasst:
a) zeitliche Gliederung des Unterrichts in Module bzw. Grundlagen-,

Schwerpunkt- und Wahlfächer je Semester;
b) die allgemeinen Bildungsziele;

c) die Richt- und Grobziele sowie die Lerninhalte aller Fächer.8

2) Als Grundlagenfächer gelten:
a) Deutsch und Kommunikation einschliesslich Interdisziplinäre Projektar-

beit;
b) Englisch;
c) Mathematik und Angewandte Mathematik;
d) Geschichte und Politische Bildung;

e) Rechts- und Wirtschaftslehre.9
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3) Als Schwerpunktfächer gelten die Fächer im Rahmen der Schwer-
punkte gemäss Art. 3.

4) Aufgehoben10

Art. 9

Ausführungsvorschriften

Die Regierung erlässt die näheren Ausführungsvorschriften.

III. Beurteilung der Studierenden und AnwesenheitspflichtIII. Beurteilung der Studierenden und Anwesenheitspflicht1111

Art. 10

Grundsatz

1) Die Studierenden haben in allen Fächern regelmässig Leistungsnach-
weise in Form von schriftlichen oder mündlichen Prüfungen, Referaten
oder Facharbeiten zu erbringen.12

2) Die Leistungen werden von der Lehrperson mit Ziffernnoten
bewertet.

3) Es gilt die folgende Notenskala:

6 = sehr gut

5 = gut

4 = genügend

3 = mangelhaft

2 = schwach

1 = sehr schwach

4) Es können auch Zehntelnoten verwendet werden.13

Art. 11

Semesterausweis

1) Der Semesterausweis gibt Rechenschaft über die in den einzelnen
Fächern nachgewiesenen Leistungen während des Semesters.

2) Er enthält je Fach eine Ziffernnote. Es dürfen nur halbe oder ganze
Noten verwendet werden.14
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3) Er ist von der Schulleitung auszustellen und zu unterschreiben.

Art. 11a15

Anwesenheitspflicht

1) Die Studierenden sind verpflichtet, den Unterricht pünktlich und
regelmässig zu besuchen.

2) Die Berufsmaturakommission regelt das Nähere in Richtlinien.

IV. BerufsmaturitätIV. Berufsmaturität

Art. 12

Bedingungen zur Erlangung der Berufsmaturität

1) Die Berufsmaturität wird nach Beendigung des Lehrgangs verliehen,
wenn folgende Bedingungen erfüllt sind:
a) nach Absolvierung der Abschlussprüfungen in Deutsch und Kommu-

nikation, Englisch, Mathematik und angewandte Mathematik sowie im
Schwerpunkt Prüfungs- und Abschlussnoten von jeweils mindestens 4;

b) in den übrigen Grundlagenfächern, bei denen keine Abschlussprüfung
durchgeführt wird, Abschlussnoten von jeweils mindestens 4.16

2) Ausserdem ist eine abgeschlossene berufliche Ausbildung nachzu-
weisen.

Art. 13

Erfahrungsnote

1) Als Erfahrungsnote gilt der auf eine Dezimalstelle gerundete Durch-
schnitt aller Semesternoten, wobei Beurteilungen über angerechnete Studi-
enleistungen (Art. 6) bei der Ermittlung der Erfahrungsnote nicht berück-
sichtigt werden dürfen.

2) Je Schwerpunkt gibt es eine Erfahrungsnote, welche aus den Noten
der einzelnen Schwerpunktfächer entsprechend ihrer zeitlichen Dotation
gemäss Art. 8 Abs. 1 Bst. a zu ermitteln ist.

3) Die Erfahrungsnoten werden auf der Grundlage der Semesterausweise
durch die Schulleitung ermittelt.

Aufbau und Organisation der einzelnen Schularten 411.271

Fassung: 01.08.2012 5



Art. 14

Abschlussprüfung

1) In den Grundlagenfächern Deutsch und Kommunikation, Englisch,
Mathematik und angewandte Mathematik sowie im Schwerpunkt werden
schriftliche und mündliche Prüfungen über alle in der Berufsmittelschule
behandelten Lernziele durchgeführt.17

2) Eine schriftliche Prüfung dauert mindestens vier Stunden, eine münd-
liche Prüfung mindestens 15 und höchstens 30 Minuten.

Art. 1518

Zulassung zur Abschlussprüfung

1) Zur Abschlussprüfung in einem Grundlagenfach oder im Schwer-
punkt wird zugelassen, wer im betreffenden Fach oder Schwerpunkt über
eine Erfahrungsnote nach Art. 13 verfügt.

2) Für die Zulassung zur Abschlussprüfung im Grundlagenfach Deutsch
und Kommunikation ist zusätzlich eine mit mindestens der Note 4 beur-
teilte interdisziplinäre Projektarbeit erforderlich.

Art. 16

Prüfungs- und Abschlussnote

1) Die Leistungen aus der schriftlichen Prüfung und der mündlichen
Prüfung werden mit je einer Ziffernnote bewertet. Das auf eine halbe Note
gerundete arithmetische Mittel aus diesen beiden Ziffernnoten ergibt die
Prüfungsnote.

2) Die Abschlussnote wird wie folgt berechnet:
a) in Fächern mit Abschlussprüfung ist die Abschlussnote das auf eine halbe

Note gerundete arithmetische Mittel aus der Erfahrungsnote und dem
ungerundeten arithmetischen Mittel der schriftlichen und mündlichen
Abschlusssprüfung;

b) in Fächern ohne Abschlussprüfung ist die Abschlussnote die auf eine
halbe Note gerundete Erfahrungsnote.19
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Art. 1720

Zertifikat über die bestandenen Module

1) Die Abschlussprüfung in einem Grundlagenfach oder im Schwer-
punkt gilt als bestanden, wenn die Prüfungs- und die Abschlussnote je min-
destens 4 betragen.

2) Über die bestandene Abschlussprüfung in einem Grundlagenfach
oder im Schwerpunkt stellt die Schulleitung ein Zertifikat aus.

Art. 18

Berufsmaturitätszeugnis

1) Die Berufsmaturität wird in einem Zeugnis bestätigt.

2) Das Zeugnis enthält folgende Angaben:
a) die Aufschrift "Fürstentum Liechtenstein" und den Vermerk "Berufsma-

turitätszeugnis, ausgestellt nach der Verordnung über die Berufsmittel-
schule Liechtenstein";

b) die Aufschrift "Berufsmittelschule";
c) den Namen, den Vornamen, die Staatsangehörigkeit und den Geburtsort

sowie das Geburtsdatum der Berufsmaturantin bzw. des Berufsmatu-
ranten;21

d) einen Hinweis auf den von der Berufsmaturantin bzw. vom Berufsmatu-
ranten gewählten Schwerpunkt;

e) die Abschlussnoten;22

f) den Titel und die Benotung der interdisziplinären Projektarbeit im
Grundlagenfach Deutsch und Kommunikation;23

g) die Unterschriften des Vorsitzenden bzw. der Vorsitzenden der Berufs-
maturakommission und der Schulleitung.

Art. 19

Wiederholung von Prüfungen; Unredlichkeit

1) Ist durch eine ungenügende Leistung in einem oder mehreren Fächern
eine Prüfungs- oder Abschlussnote von weniger als 4 erzielt worden, kann
die Prüfung in den betreffenden Fächern mit Zustimmung der Berufsma-
turakommission höchstens zweimal wiederholt werden; diese kann die
Zustimmung von Auflagen abhängig machen.24
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2) Unredlichkeit führt zum Ausschluss von den weiteren Abschlussprü-
fungen.

3) Für die Wiederholung einer Abschlussprüfung wird je Prüfung ein
Beitrag von 150 Franken im Voraus erhoben.25

V. OrganisationV. Organisation

Art. 20

Unterrichtskommission

1) Die Regierung bestellt eine Unterrichtskommission mit bis zu neun
Mitgliedern. Sie achtet dabei auf eine angemessene Vertretung von Fach-
experten und Fachexpertinnen in den unterrichteten Fächern (Art. 8). Die
Regierung benennt den Vorsitz und den Vizevorsitz.26

2) Die Unterrichtskommission übt Aufsichtsbefugnisse in Bezug auf den
Unterricht in den einzelnen Fächern und Schwerpunkten und bei den Lehr-
personen aus und berät das Schulamt als Aufsichtsbehörde, die Schulleitung
und die Lehrpersonen.

3) Die Unterrichtskommission erstattet der Regierung jährlich einen
schriftlichen Bericht über ihre Tätigkeit.

4) Das Nähere regelt die Regierung in Ausführungsbestimmungen.

Art. 21

Berufsmaturakommission

1) Die Regierung bestellt für eine Amtsdauer von vier Jahren eine
Berufsmaturakommission.

2) Die Kommission besteht aus je einer Vertretung des Schulamtes, des
Amtes für Berufsbildung und Berufsberatung, der Universität Liechtenstein
und zwei weiteren Mitgliedern. Die Regierung bestimmt den Vorsitz und
den Vizevorsitz.27

3) Die Schulleitung hat beratende Stimme und führt das Aktuariat.28

4) Die Berufsmaturakommission ist beschlussfähig, wenn mindestens
drei Mitglieder anwesend sind. Die Beschlüsse werden mit einfachem Mehr
gefasst. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsitz.

5) Über die Beschlussfassung ist Protokoll zu führen.
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Art. 22

Aufgaben der Berufsmaturakommission

1) Die Berufsmaturakommission leitet und beaufsichtigt das Verfahren
zur Erlangung der Berufsmaturität. Sie kann externe Experten beiziehen.29

2) Die Berufsmaturakommission hat insbesondere die folgenden Auf-
gaben:
a) Festlegung der Termine für die Abschlussprüfungen (Art. 14 Abs. 1);
b) Entscheid über eine zweite Wiederholung von Abschlussprüfungen,

allenfalls in Verbindung mit Auflagen (Art. 19 Abs. 1);30

c) Genehmigung der Prüfungsnoten sowie Festsetzung der Abschlussnoten
(Art. 16);

d) Entscheid über die Erlangung der Berufsmaturität (Art. 12);

e) Bestellung von externen Experten;31

f) Erlass von Richtlinien (Art. 11a Abs. 2);32

g) Entscheid über die Aufnahme in die Berufsmittelschule (Art. 2 Abs. 2);33

h) Entscheid über den Ausschluss von den weiteren Abschlussprüfungen
(Art. 19 Abs. 2).34

3) Der Vorsitzende bzw. die Vorsitzende der Berufsmaturakommission
unterschreibt das Berufsmaturitätszeugnis.

Art. 2335

Schulleitung

1) Die Schulleitung wird von der Regierung bestellt. Sie besteht aus dem
Rektor oder der Rektorin sowie einem Stellvertreter oder einer Stellvertre-
terin.

2) Der Schulleitung obliegen insbesondere:
a) die Führung des Lehrpersonals hinsichtlich der Beratung von Studie-

renden (Art. 19 Bst. c LdG), Zusammenarbeit mit anderen Lehrpersonen
und Beteiligung an gemeinschaftlichen Aufgaben in der Schule (Art. 19
Bst. d LdG), Aufsicht über die Studierenden (Art. 23 LdG), Einhal-
tung der Unterrichtszeiten (Art. 20 und 21 LdG) sowie Bewilligung und
Kontrolle von Nebenbeschäftigungen (Art. 26 LdG);

b) die Führung des übrigen Personals, bei Staatsangestellten nach den Vor-
schriften für das Staatspersonal;
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c) die Mitwirkung bei der Bestellung (Art. 8 LdV), Beurteilung (Art. 31a
LdG), Versetzung (Art. 36 LdG) und Entlassung (Art. 41 und 42 LdG)
von Lehrpersonal sowie bei der Stellenplanung (Art. 7 LdV);

d) die Organisation des Schulbetriebs, einschliesslich Klassenbildung (Art.
4 Abs. 4), Stundenplanung (Art. 12a SchulG), Einhebung der Studienge-
bühren (Art. 7), Leitung der Lehrerkonferenz (Art. 24 Abs. 2), Entschei-
dung über die Mitverwendung von Schulräumlichkeiten sowie Krisen-
und Evakuationsmanagement;

e) die Abgabe von Stellungnahmen über die Aufnahme in die Berufsmittel-
schule zuhanden der Berufsmaturakommission (Art. 2 Abs. 2), der Ent-
scheid über die Anrechnung von Studienleistungen (Art. 6 Abs. 1), die
Ausstellung der Semesterausweise und Zertifikate (Art. 11 Abs. 3 und
Art. 17 Abs. 2), die Ermittlung der Erfahrungsnoten (Art. 13 Abs. 3), der
Ausschluss von Studierenden (Art. 7 Abs. 2) und die Unterzeichnung
des Berufsmaturitätszeugnisses (Art. 18 Abs. 2 Bst. g);

f) die Führung des Aktuariats der Berufsmaturakommission (Art. 21 Abs.
3);

g) die Durchführung der Öffentlichkeitsarbeit;
h) die Zusammenarbeit mit dem Schulamt;
i) die Verwaltung der Schulkredite im Rahmen des Voranschlags aufgrund

der Finanzhaushaltsgesetzgebung und der Weisungen des Schulamtes;
k) die Aufbereitung und Zurverfügungstellung von Schülerdaten nach dem

vom Schulamt vorgegebenen Standard;
l) die Registrierung und Archivierung der Schulakten nach den massgebli-

chen Archivierungsrichtlinien;
m) die Ablegung der Rechenschaft gegenüber den zuständigen Behörden

und die Berichterstattung nach Weisung der vorgesetzten Behörden.

Art. 2436

Lehrerkonferenz

1) Die Lehrerkonferenz besteht aus allen Lehrpersonen, welche an der
Berufsmittelschule unterrichten. Sie kann in Arbeitsgruppen gegliedert
werden.

2) Die Lehrerkonferenz wird vom Rektor oder von der Rektorin
geleitet. Sie fasst ihre Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit. Bei Stim-
mengleichheit entscheidet der Rektor oder die Rektorin. Bei Abwesenheit
übernimmt die Stellvertretung die Leitungsfunktion.
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3) Die Lehrerkonferenz beschäftigt sich insbesondere mit Fragen der
Schulentwicklung.

4) Sie erlässt eine Hausordnung. An Schulstandorten mit mehreren
Schularten ist die Hausordnung zu koordinieren.

Art. 25

Lehrpersonen

1) Die Lehrpersonen gestalten den Unterricht auf der Grundlage des
Lehrplanes erwachsenengerecht, vermitteln den Studierenden eine erwei-
terte Allgemeinbildung und bereiten die Studierenden auf das Studium an
einer Hochschule vor.

2) Die Lehrpersonen bieten den Studierenden regelmässig Gelegenheit
zur Überprüfung ihres Leistungsstandes. Die Beurteilung der Studierenden
erfolgt nach Massgabe dieser Verordnung.

3) Die Lehrpersonen nehmen an den Konferenzen teil.

4) Die Lehrpersonen führen nach den Weisungen der Berufsmaturakom-
mission die Abschlussprüfungen durch.

Art. 2637

Dienst- und Besoldungsrecht der Lehrpersonen

1) Für Lehrpersonen an der Berufsmittelschule gelten, vorbehaltlich
Abs. 2 und 3, die für die Lehrpersonen am Gymnasium massgeblichen
Bestimmungen.

2) Eine unbefristete Anstellung ohne Nachweis des Höheren Lehramtes
ist ausnahmsweise zulässig, wenn:
a) die Stelle nicht mit qualifiziertem Personal im Sinne des Abs. 1 besetzt

werden kann;
b) der Bewerber aufgrund einer langjährigen einschlägigen Berufserfahrung

fachlich geeignet ist; und
c) die Unterrichtskommission nach eingehender Prüfung in einem Bericht

die pädagogische Eignung bestätigt.

3) Bei Lehrpersonen, welche die Bedingungen nach Abs. 2 Bst. b und c
erfüllen, ist ein Besoldungsabzug von mindestens 5 % vorzunehmen.
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Art. 26a38

Unterrichtsausfall und Maturaentschädigung für Lehrpersonen

1) Bei Fächern ohne Maturaprüfung endet der Unterricht mit Beginn der
schriftlichen Maturaprüfungen. Die bis zum Ende des Schuljahres ausfal-
lenden Lektionen werden nicht entschädigt.

2) Bei Fächern mit Maturaprüfungen endet der Unterricht mit Beginn
der mündlichen Maturaprüfungen. Die Erstellung von schriftlichen Matu-
raprüfungsaufgaben für den Sommer- und Herbsttermin kompensiert die
ausfallenden Lektionen nach den mündlichen Prüfungen.

3) Die Korrektur einer schriftlichen Maturaprüfung wird mit 120
Franken entschädigt, wenn die Prüfung mindestens vier Stunden gedauert
hat, ansonsten mit 60 Franken.

4) Für die Vorbereitung, Durchführung und Bewertung einer mündli-
chen Maturaprüfung wird jede Lehrperson mit 60 Franken entschädigt.

VI. RechtsmittelVI. Rechtsmittel

Art. 2739

Beschwerde

1) Gegen Verfügungen der Schulleitung kann binnen 14 Tagen ab
Zustellung Beschwerde beim Schulamt erhoben werden.

2) Gegen Verfügungen der Berufsmaturakommission oder des Schul-
amtes kann binnen 14 Tagen ab Zustellung Beschwerde bei der Regierung
erhoben werden.

VII. Übergangs- und SchlussbestimmungenVII. Übergangs- und Schlussbestimmungen

Art. 28

Aufhebung bisherigen Rechts

Es werden aufgehoben:
a) Verordnung vom 22. August 1995 über den Vorbereitungslehrgang Fach-

hochschulreife, LGBl. 1995 Nr. 188;
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b) Verordnung vom 8. August 2000 über die Abänderung der Verordnung
über den Vorbereitungslehrgang Fachhochschulreife, LGBl. 2000 Nr.
155.

Art. 29

Übergangsbestimmung

Für die Abschlussprüfungen im Herbst 2001 sowie für die daraus sich
ergebenden allfälligen Wiederholungsprüfungen finden die Art. 11 und 15
der Verordnung vom 22. August 1995 über den Vorbereitungslehrgang
Fachhochschulreife, LGBl. 1995 Nr. 188, weiterhin Anwendung.

Art. 30

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt auf Beginn des Schuljahres 2001/2002 (20.
August 2001) in Kraft.

Fürstliche Regierung:
gez. Otmar Hasler
Fürstlicher Regierungschef

Aufbau und Organisation der einzelnen Schularten 411.271

Fassung: 01.08.2012 13



1 LR 411.0

2 Art. 1 abgeändert durch LGBl. 2009 Nr. 124.

3 Art. 2 Abs. 2 abgeändert durch LGBl. 2012 Nr. 213.

4 Art. 3 abgeändert durch LGBl. 2012 Nr. 213.

5 Art. 5 Abs. 1 abgeändert durch LGBl. 2012 Nr. 213.

6 Art. 5 Abs. 2 abgeändert durch LGBl. 2012 Nr. 213.

7 Art. 7 Abs. 1 abgeändert durch LGBl. 2009 Nr. 124.

8 Art. 8 Abs. 1 abgeändert durch LGBl. 2005 Nr. 164.

9 Art. 8 Abs. 2 abgeändert durch LGBl. 2009 Nr. 124.

10 Art. 8 Abs. 4 aufgehoben durch LGBl. 2009 Nr. 124.

11 Überschrift vor Art. 10 abgeändert durch LGBl. 2009 Nr. 124.

12 Art. 10 Abs. 1 abgeändert durch LGBl. 2005 Nr. 164.

13 Art. 10 Abs. 4 abgeändert durch LGBl. 2005 Nr. 164.

14 Art. 11 Abs. 2 abgeändert durch LGBl. 2005 Nr. 164.

15 Art. 11a eingefügt durch LGBl. 2009 Nr. 124.

16 Art. 12 Abs. 1 abgeändert durch LGBl. 2005 Nr. 164.

17 Art. 14 Abs. 1 abgeändert durch LGBl. 2012 Nr. 213.

18 Art. 15 abgeändert durch LGBl. 2005 Nr. 164.

19 Art. 16 Abs. 2 abgeändert durch LGBl. 2005 Nr. 164.

20 Art. 17 abgeändert durch LGBl. 2005 Nr. 164.

21 Art. 18 Abs. 2 Bst. c abgeändert durch LGBl. 2009 Nr. 124.

22 Art. 18 Abs. 2 Bst. e abgeändert durch LGBl. 2005 Nr. 164.

23 Art. 18 Abs. 2 Bst. f abgeändert durch LGBl. 2005 Nr. 164.

24 Art. 19 Abs. 1 abgeändert durch LGBl. 2009 Nr. 124.

25 Art. 19 Abs. 3 abgeändert durch LGBl. 2009 Nr. 124.

26 Art. 20 Abs. 1 abgeändert durch LGBl. 2009 Nr. 124.

411.271 Aufbau und Organisation der einzelnen Schularten

14 Fassung: 01.08.2012

/chrono/2009124000
/chrono/2012213000
/chrono/2012213000
/chrono/2012213000
/chrono/2012213000
/chrono/2009124000
/chrono/2005164000
/chrono/2009124000
/chrono/2009124000
/chrono/2009124000
/chrono/2005164000
/chrono/2005164000
/chrono/2005164000
/chrono/2009124000
/chrono/2005164000
/chrono/2012213000
/chrono/2005164000
/chrono/2005164000
/chrono/2005164000
/chrono/2009124000
/chrono/2005164000
/chrono/2005164000
/chrono/2009124000
/chrono/2009124000
/chrono/2009124000


27 Art. 21 Abs. 2 abgeändert durch LGBl. 2012 Nr. 213.

28 Art. 21 Abs. 3 abgeändert durch LGBl. 2012 Nr. 213.

29 Art. 22 Abs. 1 abgeändert durch LGBl. 2009 Nr. 124.

30 Art. 22 Abs. 2 Bst. b abgeändert durch LGBl. 2005 Nr. 164.

31 Art. 22 Abs. 2 Bst. e eingefügt durch LGBl. 2009 Nr. 124.

32 Art. 22 Abs. 2 Bst. f eingefügt durch LGBl. 2009 Nr. 124.

33 Art. 22 Abs. 2 Bst. g eingefügt durch LGBl. 2012 Nr. 213.

34 Art. 22 Abs. 2 Bst. h eingefügt durch LGBl. 2012 Nr. 213.

35 Art. 23 abgeändert durch LGBl. 2012 Nr. 213.

36 Art. 24 abgeändert durch LGBl. 2012 Nr. 213.

37 Art. 26 abgeändert durch LGBl. 2009 Nr. 124.

38 Art. 26a eingefügt durch LGBl. 2009 Nr. 124.

39 Art. 27 abgeändert durch LGBl. 2012 Nr. 213.
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